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/H c f iz  /{ t i^ M c z k s a m k c U  ^ t i i a M a z i k a

Deutsche Hilfe für Lateinamerika muß verstärkt werden I

Jahre hindurch galt bei uns das 
gute Funktionieren der w irt­

schaftlichen Zusammenarbeit mit 
Lateinamerika mehr oder minder 
als eine Selbstverständlichkeit. 
Wir waren gewohnt, daß sich der 
Außenhandel der Bundesrepublik 
mit diesem Gebiet günstig ent­
wickelte, daß die deutschen Inve­
stitionen in den einzelnen latein­
amerikanischen Ländern — insbe­
sondere in Brasilien und A rgen­
tinien — beständig Zunahmen und 
daß sich die gegenseitigen V er­
flechtungen auf der soliden Grund­
lage alter Tradition in jeder H in­
sicht immer enger gestalteten. Der 
Außenhandel mit Lateinamerika ist 
in absoluten Zahlen von Jah r zu 
Jahr angestiegen. Prozentual hat 
sidi allerdings der A nteil der Aus- 
und Einfuhr nach bzw. aus Latein­
amerika am Gesamtaußenhandel 
der Bundesrepublik ein wenig ver­
schlechtert. Dafür w ar der Anteil 
Süd- und M ittelam erikas an den 
privaten deutschen D irektinvesti­
tionen im Ausland in  der Zeit von 
1952 bis 1959 mit über 28"/» be­
merkenswert hoch. Das wach­
sende deutsche In teresse an dieser 
Kooperation erklärt sich aus der 
Kenntnis der bedeutenden w irt­
schaftlichen Entwicklungsmöglich­
keiten, der Beobachtung der ta t­
sächlichen wirtschaftlichen und so­
zialen Fortschritte in Lateiname­
rika und aus der Einsicht in die 
gesinnungsmäßige Zugehörigkeit 
dieser Völker, deren Rechtsemp­
finden und politische Erfahrung 
der unseren nahe verw andt sind, 
zur westlichen W elt. Die bekann­
ten Wachstumsschwierigkeiten, die 
in den einzelnen süd- und m ittel­
amerikanischen Ländern m it grad­
weise sehr unterschiedlicher Stärke 
auf treten, konnten das V ertrauen 
in den unbestreitbaren Aufschwung 
und in seine Zuverlässigkeit nicht 
beeinträchtigen.

R adikalisierung d er M assen  

Nun sind im letzten Jah r mit 
den Ereignissen in  Kuba und 
Venezuela neue Momente in Er­
scheinung getreten, die vor allem

die Öffentlichkeit in den USA stark 
beschäftigen und bereits eine Um­
orientierung der Einstellung der 
Regierung der USA gegenüber 
Lateinamerika verursacht haben. 
Diese Vorgänge sind gewiß nicht 
geeignet, das deutsche Interesse 
am lateinam erikanischen Raum her- 
abzumindemi sie zwingen im Ge­
genteil dazu, die Zusammenarbeit 
zu intensivieren. Freilich werden 
über die kommerziell-privatwirt­
schaftlichen Leistungen hinaus nun­
m ehr auch die Bemühungen aut 
staatlicher Ebene erhöht werden 
müssen, zumal die jetzt auf die 
deutschen Exporteure und Inve­
storen zukommenden Risiken in 
noch stärkerem  Maße als früher 
politischer A rt sein werden.

M ittel- und Südamerika sind 
auch in früheren Jah ren  keine 
ruhigen Gebiete gewesen. Poli­
tische Unruhen ■ w aren an der 
Tagesordnung. In den meisten Fäl­
len handelte es sich hierbei aber 
um personell bedingte Ä nderun­
gen in  der Führung des betreffen­
den Landes. Die jetzigen Ereig­
nisse greifen tiefer. Drei Pro­
bleme Sind besonders zu beachten: 
die zunehmende soziale Unruhe 
und Radikalisierung, die Verschär­
fung der auf „Unabhängigkeit“ ab­
zielenden nationalistischen Ten­
denzen und die verstärkten  Be­
mühungen des Ostblocks um die 
Ausnutzung der vorhandenen so­
zialen und wirtschaftlichen Span­
nungen.

V erstärkung des deutschen  
Interesses

Die Ungeduld wächst in allen 
lateinamerikanischen Ländern in 
dem Maße, in dem die Übergangs­
und Entwicklungsschwierigkeiten 
ernster werden. Gerade zu diesem 
Zeitpunkt kommt es entscheidend 
darauf an, daß diesen uns seit lan­
gem befreundeten Ländern im Rah­
men der Entwicklungshilfe jede 
denkbare Unterstützung zuteil wird, 
daß die deutschen Kapitalinvesti­
tionen gerade in den lateinam eri­
kanischen Ländern m it allen Mit­
teln gefördert w erden und daß die

kommerziell - privatwirtschaftlichen 
Leistungen auf der Ausfuhr- und 
Einfuhrseite nicht behindert, son­
dern in jeder W eise ausgebaut 
werden.

In Kuba ist den Gegnern der 
westlichen W elt bisher nur ein 
punktartiger Einbruch gelungen. 
Seine A usstrahlung zu neutralisie­
ren, kann nicht allein Sache der 
USA sein. H ier muß auch die Bun­
desrepublik Deutschland eintreten. 
W enn von seiten der Bundesrepu­
blik  Lateinamerika je tz t in  irgend­
einer W eise benachteiligt würde, 
dann w ürde die bisher so glück­
liche Zusammenarbeit in  einem 
äußerst empfindlichen Punkt ge­
troffen werden. Bewährte Freund­
schaften dürfen nicht aufgegeben 

■ werden, wenn dunkle W olken am 
‘ Himmel erscheinen. A ber davon 
abgesehen, muß auch ganz nüch­
tern  darauf hingewiesen werden, 
daß von deutscher Seite bereits 
viel zu hohe W erte in Lateiname- 

' rika und im Lateinamerika-Ge­
schäft investiert worden sind, als 
daß ein derartiges Kapital aufs 
Spiel gesetzt w erden dürfte und 
als daß die bestehenden Verbin­
dungen anderen überlassen wer­
den dürften. Darum sollte bei allen 
Überlegungen über die Schwer­
punktbildung bei der Entwick­
lungshilfe sehr wohl bedacht w er­
den, was gerade in Lateinamerika 
durch Unterlassungen und Diskri­
minierungen in  V erlust geraten 
könnte.

D ie Z eit d rä n g t
Die Zeit drängt. Die Vorgänge 

in Kuba und ihre Auswirkungen 
haben blitzartig deutlich werden 
lassen, was K enner der V erhält­
nisse schon längst wußten: daß 
alte Rezepte nicht mehr verfangen! 
daß größerer W ohlstand bestimm ter 
Bevölkerungskreise über die Radi­
kalisierung sozial weniger begün­
stigter Schichten und über die 
große versteckte und offene Ar­
beitslosigkeit täuschen kannj daß 
Stabilisierung nicht gleichbedeu­
tend mit Entwicklung ist, sondern 
leicht zu r Stagnation führt; daß 
die alte „Arbeitsteilung“ zwischen 
Rohstoff- und Industrieländern in
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einer grundlegenden W andlung 
begriffen ist und daß das gewal­
tige Bevölkerungswacfastum und 
die hierm it notwendig verbundene 
Industrialisierung gerade in  Latein­
am erika die M obilisierung neuer 
M ittel und M ethoden erzwingen.

Eine ganze Anzahl der 20 latein­
amerikanischen Länder, so z. B. 
Bolivien, Ekuador, Haiti, N ikara­
gua, Paraguay, gehört im Sinne 
der UNO zu der Gruppe der .u n ­
terentw ickelten" Gebiete, in denen 
das Nationaleinkomm en pro Kopf 
der Bevölkerung un ter 200 US-$ 
liegt. Aber auch in den Staaten, 
die bereits nennensw erte Fort­
schritte in der Industrialisierung 
oder vorteilhafte Exportergebnisse 
aufzuweisen haben — wie A rgen­
tinien, Brasilien, Chile, Kolumbien, 
Kuba (mindestens bis 1959), Costa 
Rica, Venezuela —, erreichte das 
Pro-Kopf-Einkommen bis heute 
nicht annähernd die Höhe wie in 
Nordam erika oder W esteuropa. 
Vor allem fehlen diesen Ländern 
noch der kaufkräftige Binnenmarkt 
und die Ausgeglichenheit des So­
zial- und W irtschaftsgefüges, die 
weiter fortgeschrittene Industrie­
staaten  auszeichnen. Daß die latein­
amerikanischen Länder zu den Ent-

wicMungsgebieten gehören und 
daß die deutsche Entwicklungshilfe 
dort dringend benötigt wird, kann 
also keinem  Zweifel unterliegen.

N otw endigkeit 
d er E ntw icklungshilfe  

Die bekannte Forderung, daß die 
Entwicklungsländer zunächst einmal 
„ihr eigenes Haus in Ordnung brin­
gen sollen“, bevor sie fremde Hilfe 
in Anspruch nehmen, ist in Latein­
am erika während der letzten Jahre 
im Rahmen des Möglichen w eit­
gehend erfüllt worden. Die A n­
strengungen und Erfolge in A rgen­
tinien, Chile, Kolumbien und Peru 
sind nicht zu übersehen. Jeder, der 
einigermaßen die Verhältnisse 
kennt, weiß aber nur allzu genau, 
wie stark  die Sanierung und die 
Konsolidierung von innen gefähr­
det sind und wie dringend diese 
um neue Lebensformen ringenden 
Länder der Hilfe des Auslandes 
bedürfen, um das so aussichtsreich 
begonnene W erk vollenden zu 
können. H ier muß die Entwick­
lungshilfe einsetzen. H ier kann sie 
sich auf gut vorbereitetem  Boden 
auswirken. H ier darf sie nicht ver­
sagt werden, wenn nicht lebens­
wichtige Positionen verloren w er­
den sollen. (-ch)

Keine Regionalisierung der Entwicklungspolitik!

E s  ist eine der bittersten  Erfah­
rungen der Zeit zwischen den bei­
den W eltkriegen gewesen, daß der 
Ruf nadi m ultilateralem  Handel 
und freier weltwirtschaftlicher Ar­
beitsteilung dadurch zum Schlag­
w ort degradiert wurde, daß er be­
sonders lau t und eindringlich im­
mer dann ertönte, wenn man in 
verstärktem  Maße der Autarkie, 
dem Protektionismus und dem 
Bilateralismus huldigte. In den 
letzten Jahren  ist es in unendlicher 
M ühe gelungen, Schritt für Schritt 

' die in jener Zeit errichteten künst­
lichen Schranken im internatio­
nalen Handel w ieder abzubauen, 
um damit den Grundsätzen einer 
freiheitlichen W eltwirtschaftsord­
nung Durchbruch zu verschaffen.

Schw erpunktbildung gefäh rde t 
fre ien  W arenau»tau$di

Um so m ehr überrascht es, daß 
nunm ehr auf einem Gebiet der 
außenwirtschaftlichen Beziehungen,

das wie kein anderes seine Ziel­
setzung in  der Beseitigung welt­
wirtschaftlicher Ungleichgewichte 
durch freien W arenaustausch fin­
det, nämlich auf dem Gebiet der 
Entwicklungspolitik, ein Gedanke 
an Boden gewinnt, der im Fall 
seiner Verwirklichung einen Rück­
schritt gegenüber dem bisher Er­
reichten darstellen würde: die
Idee, die zu leistende Entwick­
lungshilfe nach Dringlichkeitsstufen 
und Schwerpunkten regional zu 
differenzieren. Dies könnte etw a 
so aussehen: Die USA w ürden 
Schwerpunkte der finanziellen 
Hilfeleistung in  Lateinamerika, 
W esteuropa dagegen in Afrika und 
im Nahen Osten bilden.

Bei näherer Betrachtung dieses 
Vorgehens w ird man erkennen, 
daß ein solches Bestreben eine 
N euorientierung der Handels- und 
W ährungspolitik und dam it eine 
künstliche Umlenkung der auf

Grund des natürlichen Preis-Ko- 
stengefälles fließenden W aren­
ströme zur Folge haben muß. Denn 
es ist eine ökonomische Binsen­
w ahrheit, daß die zwischen den 
Industrie- und Entwicklungsländern - 
fließenden Kapitalströme ihrerseits 
Güterbewegungen induzieren und 
daß eine Intensivierung der Kapi­
talbewegungen zwischen diesen 
Ländern ihrerseits eine V erstär­
kung der W arenström e zur Folge 
hat; dies allein schon deswegen, 
weil Uberschußposten in der Lei­
stungsbilanz mit einzelnen Part­
nern  — dies betrifft vor allem die 
Bundesrepublik — durch Kapital­
exporte ausgeglichen w erden müs­
sen. Es w ürden also alte trad i­
tionelle und sehr gute Handels­
beziehungen der Bundesrepublik 
zu einer Reihe von H andelspart­
nern auf dem lateinam erikanischen 
Kontinent zugunsten neuer, künst­
lich geschaffener verkümm ern, zu­
mindest jedoch vernachlässigt w er­
den, wenn man sich entschlösse, 
Lateinamerika aus der deutschen 
Entwicklungshilfe auszuklammern.

E ntw icklungsh ilfe  
m uß bew eglich b le iben !

Die ökonomische Logik ist es 
jedoch nicht allein, die gebietet, 
Abstand von jeder Aufstellung 
von Länderkatalogen bei der Ent­
wicklungshilfe zu nehm en. W er 
die Entwicklungshilfe als Teilbe­
reich der Entwicklungspolitik an­
sieht und diese begreift als die 
Gesam theit unserer wirtschaft­
lichen, technischen, politischen und 
kulturellen  Beziehungen zu den 
Ländern, die heute noch nicht den 
Stand der Industrieländer erreicht 
haben, w ird erkennen, daß es die 
Aufgabe einer solchen Entwidt- 
lungspolitik sein muß, beweglich 
zu bleiben und ihren Einsatz dort 
zu forcieren, wo die N otw endig­
keiten es gebieten.

W as heu te in dem übervölkerten 
Indien ein dringendes Erfordernis 
ist, kann morgen schon zur zwin­
genden N otwendigkeit bei der Ent­
stehung von Produktionsengpässen 
in  Peru werden. Ob es die halb­
industrialisierten S taaten Mexiko, 
A rgentinien oder Brasilien oder 
die Rohstoffproduzenten Ghana, 
Nigeria, Burma oder die Philip­
pinen sein mögen, sie alle befin­
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den sidi als „Entwicklungsländer" 
in einem .circuIus vitiosus", den 
der Nationalökonom Ragnar Nurkse 
mit dem klassischen W ort gekenn­
zeichnet hat: „A country is poor, 
because it is poor“.

Sachliche A bgrenzung  
der E ntw icklungskriterien

Selbstverständlich setzen ver­
nünftige ' Entwicklungspolitik und 
finanzielle Hilfeleistung für die als 
„Entwicklungsländer" gekennzeich‘ 
neten Volkswirtschaften eine sach­
liche Abgrenzung dieser Länder 
gegenüber den entwickelten Volks­
wirtschaften voraus. Es gibt eine 
Reihe von Entwicklungskriterien! 
so verschiedenartig aber die Pro­
bleme in den Entwidtlungsländern 
sein mögen, jedes von ihnen weist 
mindestens ein oder eine Kombi­
nation m ehrerer der im folgenden 
genannten M erkmale auf: hoher 
Anteil der Primärprodukte, starkes 
Bevölkerungswachstum, unvollstän­
dig genutzte, immobile Produk­
tionsfaktoren, mangelhaftes öko­
nomisch-rationales V erhalten der 
Bevölkerung, geringes Pro-Kopf- 
Einkommen, geringer Kapitalein­
satz, hohe A uslandsabhängigkeit 
und Engpässe in den Binnenwirt­
schaften mit inflationistischen Fol­
geerscheinungen. Es gibt zum Bei­
spiel auf dem lateinamerikanischen 
Kontinent kein Land, das nicht 
eine hohe Auslandsabhängigkeit 
aufweist. Die W irkungen dieser 
Abhängigkeit auf die Binnenwirt- 
schaften bilden einen-wesentlichen 
Ansatzpunkt für die Entwicklungs- 
politik.

Es sind daher beim besten W il­
len weder sachliche noch taktische 
Gründe dafür ausfindig zu machen, 
die für eine Ausklammerung be­
stimmter Staaten aus der Gruppe 
der Entwicklungsländer oder für 
eine regionale Differenzierung der 
Entwicklungspolitik sprechen. Der 
Bundesrepublik sind die besten

Argum ente g e g e n  eine „Regiona­
lisierung“, jedoch f ü r  eine „Glo-, 
balisierung" der Entwicklungspoli­
tik  an Hand gegeben: Sie kann 
sich berufen ^auf eine Vergangen­
heit politisdi w ertfreier Beziehun­

gen zu den heutigen Entwicklungs-' 
ländern. Diese Freiheit von jeder 
ländermäßig einseitigen Bindung 
darf auch für die zukünftig großen 
Aufgaben der Entwicklungspolitik 
gefordert werden. (L.)

Neue Konzeption der USA-Hilfe?

New York, 3. Januar 1961 
Als der Vizepräsident der Eisen­
h o w e r-Verwaltung, Richard M. 
Nixon, im Jah re  1958 von seiner 
fehlgeschlagenen „goodwill“-Mis- 
sion nach Lateinamerika zurück- 
gekehrt war, m ehrten sich in den 
USA die Stimmen, die eine drasti­
sche Modifizierung der Auslands- 
hilfepolitik gegenüber den ibero- 
amerikanischen Republiken als 
Dringlichkeitsmaßnahme forderten. 
Gleichzeitig w urde an der seiner­
zeitigen Politik, die Hilfeleistung 
an einige individuelle Staaten wie 
Indien, Pakistan, Formosa, Korea, 
V ietnam  und Laos zu vergeben, 
scharfe Kritik geübt. In der Tat 
beliefen sich in  der am 1. Januar 
I960 abgelaufenen Dekade die Be­
träge, die die USA den Ländern 
der südlichen Hem isphäre zur V er­
fügung gestellt hatten, auf nur 
776,8 MilL $, davon 431 Mill. $ für 
militärische und 345,8 Mill. $ für 
wirtschaftliche Zwecke. Nimmt man 
für die gleiche Periode den 
durchschnittlichen Jahresbetrag  der 
amerikanischen Auslandshilfe mit 
4 Mrd. $ an, d. h. 40 Mrd. $ inner­
halb von 10 Jahren, stellte sich der 
an die lateinam erikanischen Repu­
bliken gew ährte A nteil lediglich 
auf w eniger als 2 */o.

Schwergewicht 
a u f  p r iva ten  In vestitionen  

Die enthusiastischen Berichte, 
die über die Lateinamerika-Reise 
Präsident Eisenhowers Anfang 1960 
in der in- und ausländischen Presse 
veröffentlicht wurden, führten zu

der irrigen Auffassung, daß auf 
m inisterieller Ebene hinsichtlich 
der Auslandshilfe an die ibero- 
amerikanischen Republiken ein 
echter Gesinnungswandel eingetre­
ten sei. Das Gegenteil w ar der 
Fall. Das US Department of State 
zögerte nicht, zu betonen, daß die 
Zusagen Präsident Eisenhowers 
nur in  äußerst loser Form abge­
geben w urden und keine endgül­
tigen Zuwendungs- oder Kredit­
beträge erwähnten.

Die amtlichen Kreise in den USA 
hielten an ihrem Standpunkt fest, 
daß den Kreditwünschen der ibero- 
amerikanischen Länder nur zu 
einem geringen Teil durch Bereit­
stellung staatlicher M ittel entspro­
chen werden könne und daß das 
Schwergewicht noch m ehr als bis­
her bei privatwirtschaftlichen In­
vestitionen liegen müsse. Soweit 
eine amtliche Unterstützung in 
Aussicht genommen wurde, sollte 
sie über die neugegründete „Inter- 
American Development Bank* ge­
leitet werden, an der sich die USA 
maßgebend beteiligt hatten.

Bei diesen Überlegungen, die 
davon ausgingen, daß die Ersetzung 
privatwirtschaftlicher Investitionen 
(lurch Regierungsbeihilfen neue 
unerfreuliche Probleme kreieren 
könnte, w urde völlig außer acht 
gelassen, daß diese Kapitalanlagen 
in Iberoam erika per 1. Januar 1960 
bereits 9,5 Mrd. $ erreicht hatten.

Trotz der erheblichen privatw irt­
schaftlichen Aufwendungen der 
USA und der Bereitwilligkeit der
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Industrie, diese Anlagen zu inten­
sivieren, tra t eine Stockung schon 
aus der Befürchtung heraus ein, 
daß sich angesichts des Fehlens 
einer wirtschaftlichen und politi­
schen Stabilität in vielen ibero- 
amerikanischen - Staaten ein ähn­
licher Trend entwickeln könnte, 
wie dies in  Kuba der Fall war. 
Hinzu kam als nachteiliger Faktor 
die Tatsache, daß vielfach von sei­
ten Lateinamerikas der Errichtung 
von US-Tochtergesellschaften mit 
Skepsis und M ißtrauen begegnet 
wurde. A n dieser H altung wurde 
auch durch die Feststellung wenig 
geändert, daß die Regierungen der 
iberoamerikanischen Republiken 
15®/o aller Erträge der dortigen 
US-Gesellschaften erhielten und 
Steuerzahlungen an die betreffen­
den Regierungen ungefähr das 
Doppelte dessen betrugen, was an 
Gewinnen nach den USA repa­
triiert wurde.

D ie N otw en d igkeit staatlicher  
In terven tion

Es w ar dem U nterstaatssekretär 
Dillon und dem Stellv. Staats­
sekretär für inter-amerikanische 
A ngelegenheiten Thomas C. Mann 
zu verdanken, daß in amtlichen 
Kreisen der USA allmählich die 
Erkenntnis reifte, daß eine staat­
liche Intervention erforderlich sein 
würde, wenn die freundschaftlichen 
Beziehungen zu Lateinamerika und , 
die wirtschaftliche und politische 
Unabhängigkeit dieser Republiken 
aufrechterhalten bleiben sollten. 
Außerdem w urden immer stärkere 
Bedenken über die Exportschrump- 
fungen der USA nach Lateinameri­
ka zum Ausdruck gebracht, die im 
Jah re  1960 gegenüber einem Hoch­
stand von 4,7 Mrd. $ im Jahre 
1959 auf weniger als 3,5 Mrd. $ 
zurückgegangen waren. Diese Fest­
stellungen resultierten in den Vor­
schlägen, die der Konferenz der 
W irtschaftsminister der 21 ibero­
amerikanischen Republiken, die am 
5. September 1960 in Bogotá, Ko­
lumbien, stattfand, unterbreitet 
wurden. A ls äußeres Zeichen der 
Gesinnungsänderung der ameri­
kanischen Regierung wurde der 
un ter heftigen Angriffen stehende 
Stellv. S taatssekretär für inter­
amerikanische • Angelegenheiten 
Roy R. Rubottom jun. durch Thomas 
C. Mann ersetzt.

In Bogotá w urde seitens der 
lateinam erikanischen W irtschafts­
minister zwar der Vorschlag der 
USA begrüßt, jedoch w urde ein­
deutig zu erkennen gegeben, daß 
die angebotenen M ittel in keiner 
W eise ausreichten, um die W irt­
schaft dieser Länder auch nur an­
nähernd zu stabilisieren. In diesem 
Zusammenhang wurde w iederholt 
auf die unter der Bezeichnung 
„Operación Pan-America" gemach­
ten Planungen des vormaligen 
brasilianischen Präsidenten Kubi- 
tschek hingewiesen ebenso wie 
auf eine Ansprache, die der Präsi­
dent der Republik Kolumbien, Al­
berto Lleras Camargo, anläßlich 
eines Staatsbesuches in den USA 
im April 1960 vor den beiden H äu­
sern des amerikanischen Kongres­
ses gehalten hatte. Beide Staats­
männer hatten für eine kontinuier­
liche Hilfeleistung plädiert.

D illons H ilfeleistungsprogram m  
Immerhin wurde von Präsident 

Eisenhower als Folgeerscheinung 
der Konferenz in Bogotá im H erbst 
1960 bei dem Kongreß die' Ermäch­
tigung für ein langfristiges Hilfe­
leistungsprogramm an die ibero­
amerikanischen Republiken nach­
gesucht, wobei zunächst ein Betrag 
von 500 Mill. $ gefordert würde, 
zusätzlich von 100 Mill. $ für den 
W iederaufbau der vom Erdbeben 
zerstörten Gebiete Chiles. Die Ge­
setzgeber erteilten zw ar die ge­
wünschte Ermächtigung, unterließen 
es jedoch, die M ittel endgültig zu­
zuteilen. Das „Senate Foreign Re­
lations Committee" erklärte im 
Rahmen einer Vernehm ung des 
derzeitigen U nterstaatssekretärs 
Douglas Dillon, daß die M ittel für 
den sozialen Aufbau der noch im 
Entwicklungsstadium befindlichen 
Republiken unzureichend seien und 
daß die Aktion als solche zu spät 
käme. Senator Frank Church unter­
stellte u. a., daß ein iberoameri- 
kanischer M arshall-Plan aufgestellt 
w erden müsse, wenn es den USA 
wirklich ernstlich darum  zu tun 
sei, die sozialen Bedingungen . in 
Iberoam erika zu verbessern. H ier­
für würde ein Betrag von minde­
stens 10 Mrd. $ — verte ilt über 
einen Zeitraum von 5 bis 10 Jah ­
ren  — erforderlich werden. Dillon 
umriß das Hilfeleistungsprogramm 
der USA w ie folgt:

1. Unter der Voraussetzung, daß Ibero- 
amerika gewillt sei, von sich aus den 
wirtschaftlichen Fortschritt zu för­
dern, seien die USA ihrerseits bereit, 
sowohl mit Kapital w ie auch mit 
Dienstleistungen in die Bresche zu 
springen. A ls „conditio sine qua 
non“ wurde die Durchführung um­
fassender Steuer- und Landrefonnen 
in Lateinamerika betont.

2. Die USA seien sich der Tatsadie 
bewußt, daß über die ursprünglidie 
Gewährung einer Beihilfe von 500 
Mill. S hinaus zusätzliche Mittel er­
forderlich werden würden, die je­
doch nur entsprechend den erzielten 
Fortsdiritten zur Verfügung zu stel­
len wären.

3. Die zunächst zur Auszahlung gelan­
genden Summen sollen der landwirt­
schaftlichen Ansiedelung, der nutz­
bringenden Verwertung von Land, 
dem Wohnungsbau, der technischen 
und wissenschaftlichen Ausbildung 
sowie der Errichtung von Trinkwas­
ser-und Kanalisationsanlagen dienen. ,

Die endgültige Annahm e des 
Dillon-Vorschlages erfolgte trotz 
der beträchtlichen Opposition schon 
aus dem Grunde, weil keine an­
dere und bessere Planung vorlag.

G esinnungsw andel durch K ennedy?
Der neue amerikanische Präsi­

dent, John F. Kennedy, hat w ie­
derholt zu verstehen gegeben, daß 
Lateinam erika zu den Gebieten 
gehöre, die bei der Zuteilung der 
Auslandshilfem ittel P riorität v e r­
dienten. Er beabsichtige außer der 
finanziellen Unterstützung ein aus­
gewähltes Korps von Lehrkräften, 
Technikern und qualifizierten A r­
beitern nad i Lateinam erika zu ent­
senden, um auch auf diese W eise 
das Interesse der amerikanischen 
Regierung an der Entwicklung die­
ser Länder zu unterstreichen. Von 
seiten lateinam erikanischer Diplo­
m aten in W ashington w urde er­
klärt, daß in der Haltung der ame­
rikanischen Delegation auf der 
Konferenz von Bogotá ein guter 
Beginn für ein besseres V erständ­
nis erblickt w orden sei. Die Er­
nennung von U nterstaatssekretär 
Douglas Dillon zum Schatzsekretär 
und die W ahl eines in  latein­
amerikanischen Fragen bew ander­
ten neuen Stellv. S taatssekretärs 
für internationale A ngelegenheiten 
lasse die berechtigte Hoffnung auf- 
kommen, daß sich im Zeichen der 
neuen Kennedy-Verwaltung ein 
echter Gesinnungswandel gegen­
über den iberoamerikanischen Re­
publiken zeigen werde. (E.B.)
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